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INTERVIEW

DER DPA MIT DEM APOSTOLISCHEN NUNTIUS IN DEUTSCHLAND, ERZBISCHOF DR. GIOVANNI LAJOLO

I) Apostolische Nuntiatur in Berlin

Mit dem Umzug der Bundesregierung von Bonn nach Berlin ist auch die Apostolische Nuntiatur nach Berlin gezogen. Welche Erfahrungen haben Sie in der neuen Hauptstadt gemacht? Wie beurteilen Sie das Verhältnis der katholische Kirche zu Regierung und Parlament? War es in Bonn einfacher?

Mehr als ein Jahr nach dem Umzug von Bonn nach Berlin glaube ich sagen zu können - und das ist wohl auch die Meinung aller meiner Mitarbeiter -, dass es ist, als wohnten wir schon immer hier. Wir fühlen uns hier wohl. Damit meine ich nicht den Reiz der Stadt, das reiche kulturelle Angebot, die angenehm direkte Art der Bevölkerung noch die sprichwörtliche Berliner Luft: Das sind alles wohlbekannte Aspekte. Wir fühlen uns wohl in unseren Beziehungen zu den katholischen Gemeinden, die lebhaft sind, aber auch im Hinblick auf das Verhältnis zu den evangelischen Christen innerhalb der EKD wie auch zu den Freikirchen. Die Nuntiatur ist auch das Ziel einer zunehmenden Zahl von Besuchen - nicht nur Delegationen, die den Heiligen Stuhl auf Kongressen im politischen oder vorpolitischen Raum, die in Berlin stattfinden, vertreten, sondern auch von Gruppen aus allen Teilen Deutschlands, die einen Besuch in Berlin nutzen, im das neue Gebäude der Nuntiatur zu besichtigen, besonders die Kapelle mit ihren bedeutenden Werken von Bonanotte, Buschulte, Niemeier und Fernandez.

Die Frage nach dem Verhältnis der katholische Kirche zu Regierung und Parlament ist ja vielschichtig; wollte man sie in ihrer ganzen Breite behandeln, würde die Antwort den Rahmen dieses Interviews sprengen. Es gibt die vertraglichen Beziehungen auf der Ebene des Heiligen Stuhles die - das darf man wohl sagen - ausgezeichnet sind. Es gibt die Beziehungen, in denen die Kirche als religiöse und soziale Wirklichkeit zu den Entwicklungen und Trends in Gesetzgebung und Gesellschaft steht: Da muss man sagen, dass die Kirche bei aller Respektierung der Autonomie des staatlichen Bereichs verschiedene Fragenkomplexe mit großer Sorge verfolgt. Es handelt sich dabei um Themen, die auch ethische Aspekte haben, die nicht unbeachtet bleiben dürfen: Es geht dabei immer um den Menschen als solchen: um die harmonische Entwicklung seiner Persönlichkeit auf der Ebene seiner Individualität und wie auf der Ebene seines sozialen Verhaltens. Der Grundmaßstab für die Bewertung ist der Kirche in den Zehn Geboten vorgegeben, deren Gültigkeit unabtastbar ist. Auf einige der Grundprobleme haben die deutschen Bischöfe die Öffentlichkeit in ihrer Erklärung im Vorfeld des Bundestagswahl hingewiesen.

II) Bischofsernennungen

Im deutschen Episkopat hat ein tief greifender Generationswechsel eingesetzt. Innerhalb weniger Jahre wird fast jeder zweite deutsche Bischofsstuhl neu besetzt. Derzeit sind fünf Bistümer vakant, darunter gleich drei Erzbistümer. Aus den Ortskirchen hört man Klagen über das langwierige Verfahren bis zur Ernennung eines neuen Bischofs. Was hält der Heilige Stuhl von Vorschlägen zur Beschleunigung dieses (konkordatsrechtlich vorgeschriebenen) Verfahrens? Wäre es für Sie denkbar, dass mit der Suche nach einem Nachfolger bereits sechs Monate vor dem altersbedingten Ausscheiden eines Bischofs begonnen wird? Wie beurteilen Sie Forderungen nach einer stärkeren Beteiligung aller Gläubigen eines Bistums an dem Nachfolgeverfahren?
In der Kirche ist die Rolle des Bischofs von größter, ja, zentraler Bedeutung. So ist es verständlich, dass der Heilige Stuhl auf äußerste Sorgfalt bei der Besetzung von Bischofsstühlen bedacht ist. Die konkordatsrechtliche Lage in Deutschland lässt nicht zu, dass man vor dem Eintritt des Sedisvakanz, d. h. bevor die Annahme des Rücktritts des Bischofs durch den Papst veröffentlicht ist, mit dem Verfahren zur Ernennung seines Nachfolgers beginnt. In anderen Ländern z. B. Frankreich, ist das anders. Persönlich bin ich der Meinung, dass eine gewisse - nicht übermäßig lange - Zeit des Sedisvakanz keineswegs nur Nachteile bringt. Was die Beteiligung der Gläubigen betrifft, so möchte ich - unabhängig von kirchenrechtlichen den konkordatsrechtlichen Bestimmungen - insbesondere auf folgende Fragen hinweisen, die es zu bedenken gilt: Wenn alle Gläubigen des Bistums beteiligt werden sollen, sollen dann nichtpraktizierende Kirchenmitglieder dieselben Rechte haben wie praktizierende? Woher sollen die einzelnen Gläubigen das nötige objektive Wissen über mögliche Kandidaten und deren Eignung bekommen, da ihre persönlichen Kenntnisse doch eher sehr begrenzt sind? - Wie kann verhindert werden, dass es im Zuge einer solchen Mitbestimmung es zu Parteiungen im Bistum kommt? - Wie kann sichergestellt werden, dass die Freiheit und die Offenheit der neue Bischof allen gegenüber gewährleistet ist? 

Im übrigen: was die Ergebnisse der Bischofsernennungen angeht, so kann man feststellen, dass die überwiegende Mehrheit der Katholiken in Deutschland mit ihren Bischöfen sehr zufrieden ist, ja die Gläubigen sie verehren und lieben. Das bedeutet, dass das jetzige Verfahren so schlecht nicht sein kann.

III) Umgang mit pädophilen Priestern

Die Herbstvollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz berät über gemeinsame Richtlinien in Umgang mit Fällen sexuellen Missbrauchs Minderjähriger durch Priester. Hat die katholische Kirsche in Deutschland im Umgang mit diesem Thema Fehler gemacht? Welche Empfehlungen gibt der Heilige Stuhl? Wie sollten die Bistümer mit überführten Sexualstraftätern in der eigenen Reihen umgehen? Sollte ihnen nach verbüßter Strafe eine weitere berufliche Zukunft in der Kirche offen gehalten werden? Was halten Sie von ordinariatsunabhängigen Ombudsstellen?

Sie wissen, dass der Heilige Vater im Zusammenhang mit dieser außerordentlich schmerzhaften Frage im Juni d. J. die US-amerikanischen Bischöfe zu sich gerufen hat, um mit ihnen eine gemeinsame Linie zu erarbeiten. Auf ihrer Herbstvollversammlung werden auch die deutschen Bischöfe darüber beraten. Ich möchte ihren Entscheidungen mit dem, was ich sage, nicht vorgreifen. Die Wunden in der Seele der betroffenen Minderjährigen sind sehr tief, und der Schaden für die Glaubwürdigkeit des priesterlichen Amtes ist außerordentlich groß. Deswegen ist nach dem Grundsatz: „Das Heil der Seele ist das oberste Gesetz“ ist eine große Strenge verlangt. Dabei ist aber auf der anderen Seite zu beachten - und das wird manchmal angesichts der gerechten Empörung über das, was geschehen ist, nicht bedacht -, dass die Grundsätze des Strafrechts - des kirchlichen wie des staatlichen - in jedem Fall beachtet werden müssen. Selbstverständlich ist auch, dass man dieser Frage in der geistlichen Ausbildung der Priesteramtskandidaten eine angemessene Beachtung zukommen lässt; dabei denke ich aber, dass noch wichtiger als die Warnung vor Gefahren, die sicher ausgesprochen werden muss, eine tiefe - vor allem eucharistische - persönliche Spiritualität der Priesteramtskandidaten gefördert werden muss.

